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E N T W U R F

ANGESTELLTENDIENSTVERTRAG

abgeschlossen zwischen ----------------------------------------
im folgenden kurz Dienstgeber genannt,

und

Frau/Herrn ………………………………………………………….….,  wohnhaft in ...................................................................................................................................................., 
im folgenden kurz Dienstnehmer genannt.

1.
Beginn des Dienstverhältnisses

Es wird ein mit .................................................. (erster Arbeitstag ......................................) beginnendes Dienstverhältnis vereinbart.

2.
Gehalt

Als monatliches Bruttoentgelt wurde(n) für den ersten Monat (Probemonat) EUR.................  / für die ersten drei Monate (Dienstverhältnis auf Zeit, einschließlich Probemonat) EUR .................. vereinbart.


/Mit diesem Gehalt sind durchschnittlich ............... Überstunden pro Monat abgegolten./


/Es wird ein Überstundenpauschale in Höhe von EUR..................  / ab ................... von 


................ / für durchschnittlich ........... Überstunden gewährt./


Die Gehaltszahlung erfolgt jeweils zum 30. eines jeden Kalendermonats im nachhinein bargeldlos auf ein vom Dienstnehmer einzurichtendes Bankkonto.


Gegebenenfalls ausgeschüttete Prämien gehören nicht zum laufenden Entgelt und sind daher nicht in die Bemessungsgrundlage der Sonderzahlungen (Urlaubszuschuß, Weihnachtsremuneration, Urlaubsabfindung) einzubeziehen.


Der Dienstnehmer erklärt sich bereit, im Fall einer irrtümlichen Entgeltberechnung den zuviel ausbezahlten Betrag innerhalb eines Monats nach Erhalt des Entgeltes zurückzuerstatten.


Es ist vereinbart, daß offene Ansprüche aus dem Dienstverhältnis innerhalb von drei Monaten nach Beendigung des Dienstverhältnisses schriftlich geltend gemacht werden müssen, anderenfalls diese als verfallen zu gelten haben.


Die Bestimmung des § 34 Angestelltengesetz betreffend die sechsmonatige Fallfrist für Ersatzansprüche wegen vorzeitigen Austrittes, vorzeitiger Entlassung im Sinne der §§ 28 und 29 und Rücktritt vom Vertrag im Sinne § 31 bleibt von dieser Vereinbarung unberührt.

3.
Probemonat, Dienstverhältnis auf Zeit

Das Dienstverhältnis wird, unter Berücksichtigung eines Probemonats, / auf drei Monate fix als Dienstverhältnis auf Zeit / auf unbestimmte Zeit / abgeschlossen. / Wird das Dienstverhältnis über die Befristung hinaus fortgesetzt, geht es in ein unbefristetes Dienstverhältnis über. /

4.
Dienstort

Dienstort sind die Räumlichkeiten in .................................................................................. . Der Dienstnehmer hat sich jedoch ausdrücklich mit dem vorübergehenden oder dauernden Einsatz in anderen Betriebsstätten im Stadtbereich Wien einverstanden erklärt. Es bleibt dem Dienstgeber darüber hinaus vorbehalten, dem Dienstnehmer vorübergehend auch eine Dienstverrichtung in außerhalb des Stadtbereiches Wien gelegenen Betriebsstätten zuzuweisen.


Mehraufwendungen durch die Tätigkeit außerhalb des Dienstortes werden gegen ordnungsgemäße Spesenabrechnung vergütet.


Benützt der Dienstnehmer auf Dienstreisen seinen eigenen PKW, wird ihm Kilometergeld in der Höhe der jeweils gültigen amtlichen Sätze aufgrund  eines ordnungsgemäß geführten Fahrtenbuches vergütet. 


Im Falle der Beschädigung oder des Verlustes von Sachen, die dem Dienstnehmer gehören und die dieser anläßlich seiner Dienstvertragserfüllung benützt oder benützt hat, wird die Haftung des Dienstgebers ausgeschlossen.

5.
Aufgabenbereich

Der Aufgabenbereich des Dienstnehmers umfaßt ...............................................................


............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................  Gemäß Kollektivvertrag vom ..................................... für Angestellte .............................. wird folgende Einstufung vereinbart:


Beschäftigungsgruppe    ..................................................


Als Beschäftigungsgruppenjahre für obige Einstufung werden angerechnet: ............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................


Der Dienstnehmer erklärt sich darüber hinaus ausdrücklich mit der Zuweisung von anderen Dienstverwendungen einverstanden.

6.
Arbeitszeit

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt, entsprechend den zur Zeit des gegenständlichen Vertragsabschlusses geltenden gesetzlichen Bestimmungen, 40 (38,5) Stunden.


Die Einteilung der täglichen Arbeitszeit sowie deren Änderung obliegt dem Arbeitgeber; die Vorschriften des Kollektivvertrags sowie der sonstigen einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen sind dabei zu beachten.


Ihr Einverständnis mit der Gleitzeitordnung haben Sie mit der Unterfertigung der Gleitzeitordnung unseres Betriebes zum Ausdruck gebracht.


Die tägliche Mittagspause gilt nicht als Arbeitszeit.

7.
Urlaubsanspruch

Der durch § 17 Angestelltengesetz geregelte Urlaubsanspruch beträgt zum Zeitpunkt des gegenständlichen Vertragsabschlusse 30 Werktage, das sind 25 Arbeitstage. Die Ermittlung des jeweiligen Urlaubes erfolgt nach Arbeitstagen.


Hierbei sind Studienzeiten (gewöhnliche Dauer des Hochschulstudiums) beziehungsweise Vordienstzeiten berücksichtigt.


Der Urlaub ist schriftlich zu beantragen. Wird seitens des Dienstnehmers ein Urlaubsteil von weniger als sechs Werktagen beziehungsweise fünf Arbeitstagen beantragt, muß im Antrag das ausdrückliche Interesse auf diese Form der Konsumation des Urlaubes zum Ausdruck gebracht werden.

8.
Dienstverhinderung

Im Falle einer Dienstverhinderung infolge Krankheit oder Unglücksfall ist dies nach Möglichkeit am Vormittag des ersten Tages des Arbeitsausfalles dem Dienstgeber bekanntzugeben.


Eine ärztliche Bestätigung ist unaufgefordert vorzulegen . Bei Nichtvorlage der ärztlichen Bestätigung verliert der Dienstnehmer seinen Anspruch auf Krankenentgelt für die Dauer der Säumnis.

9. 
Überstunden

Der Dienstnehmer verpflichtet sich hiermit, rechtzeitig angeordnete Überstunden / die über das im Punkt 2 festgehaltene Ausmaß hinausgehen / in einem jeweils vom Dienstgeber als notwendig erachteten Ausmaß zu leisten.


Über die geleisteten Überstunden hat der Dienstnehmer genaue Aufzeichnungen zu führen und diese vom Dienstgeber nach Möglichkeit am folgenden Tag,  spätestens aber bis zum Ende der Woche, abzeichnen zu lassen.


Werden Überstunden über Wunsch des Dienstnehmers in Freizeit abgegolten, das heißt mit Arbeitsstunden kompensiert, so daß eine Verschiebung der Normalarbeitszeit vorliegt, so erfolgt diese Abgeltung im Verhältnis 1 : 1.

10.
Konkurrenzverbot

Der Dienstnehmer verpflichtet sich, kein weiteres Angestellten-Dienstverhältnis sowie keinen Werkvertrag abzuschließen. Nebentätigkeiten dürfen nur im Einvernehmen mit dem Dienstgeber durchgeführt werden.

11.
Verschwiegenheitspflicht

Der Dienstnehmer verpflichtet sich, über alle ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit bekanntwerdenden Geschäftsgeheimnisse sowohl während als auch nach Beendigung des Dienstverhältnisses strenges Stillschweigen zu bewahren.


Gemäß § 20 Datenschutzgesetz ist der Dienstnehmer darüber hinaus zur Verschwiegenheit über sämtliche im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit anvertrauten oder zugänglich gewordenen Angelegenheiten verpflichtet.

12.
Ablauf des Vertrages

Es wird ausdrücklich vereinbart, dass während des ersten Jahres der Geltung des gegenständlichen Dienstvertrages (einschließlich dem auf Zeit abgeschlossenen Dienstverhältnis ) der Vertrag von beiden Seiten jeweils zum 15. oder zum Monatsende unter Einhaltung einer sechswöchigen  bzw.  nach dem zweiten Dienstjahr unter Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist gekündigt werden kann.


/ Die ab dem zweiten Dienstjahr geltenden Kündigungsfristen gemäß § 20 (2) Ang. Ges. gelten ebenfalls für den Dienstnehmer. /


Im Probemonat kann das Dienstverhältnis von jedem Vertragsteil jederzeit gelöst werden.


/ Nach Ablauf des ersten Dienstjahres kann das Dienstverhältnis von beiden Seiten nur zum Ende eines Kalendervierteljahres (31. März, 30. Juni, 30. September, 31. Dezember) unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. Ab dem vollendeten fünfzehnten Dienstjahr sind für beide Vertragsteile die im § 20 (2) Ang. Ges. vorgesehenen Kündigungsfristen maßgeblich.

13.
Mitarbeitervorsorgekasse (MVK)
Seit 1.1.2003 sind Dienstgeber verpflichtet, ab dem zweiten Beschäftigungsmonat 1,53 %  des Bruttoentgeltes an eine MVK abzuführen (Abfertigung neu). Unsere MVK ist die ……………………………………………………………...
14.
Konventionalstrafe

Sollte der Dienstnehmer ohne wichtigen Grund vorzeitig, das heißt ohne Einhaltung der im Punkt 12 vereinbarten Frist, das Dienstverhältnis beenden, hat er für den von ihm hierdurch verursachten Schaden eine Konventionalstrafe in Höhe des Betrages, den der Dienstgeber bei einem von ihm verschuldeten vorzeitigen Austritt an den Dienstnehmer bezahlen müßte (Kündigungsentschädigung), zu leisten.


Die Konventionalstrafe wird per Auflösung des Dienstverhältnisses fällig.

15.
Verfall

Es wird vereinbart, dass sämtliche Ansprüche aus dem gegenständlichen Dienstverhältnis bei sonstigem Verfall spätestens am Ende des dritten Monats, 
von der Fälligkeit dieser Ansprüche an gerechnet, bei der Firma schriftlich geltend 
gemacht werden müssen.

16.
Generalklausel

Soweit der gegenständliche Vertrag im besonderen keine Regelung vorsieht, sind das Angestelltengesetz samt den einschlägigen Nebengesetzen zu beachten.

Wien, am ...............................

..............................................
.................................................

(Dienstgeber)
(Dienstnehmer)
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